
Kurzbericht 

Ausschuss für Haushalt und Finanzen 
(50. Sitzung am 16. Juli 2014) 

Beratungsthemen: 

Öffentlicher Sitzungsteil 

1. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 
Nachbarrechtsgesetzes und der Niedersächsischen Bauordnung 
Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/1259 
 
Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und 
der Grünen bei Stimmenthaltung der Fraktionen der CDU und der FDP schloss er sich der 
Beschlussempfehlung des - federführenden - Ausschusses für Rechts- und 
Verfassungsfragen an, den Gesetzentwurf mit Änderungen anzunehmen.  

  
2. Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Professorenbesoldung 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/1561 
 
Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Einstimmig schloss er sich der 
Beschlussempfehlung des - federführenden - Ausschusses für Wissenschaft und Kultur an, 
den Gesetzentwurf in der Fassung der Vorlage 1 des GBD anzunehmen.  

  
3. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Meldegesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/1673 
 
Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Einstimmig schloss er sich der 
Beschlussempfehlung des - federführenden - Innenausschusses an, den Gesetzentwurf in 
der Fassung der Vorlage 1 des GBD - mit einer Änderung zu § 28a Abs. 4 Satz 2 - 
anzunehmen.  

  
4. Touristische Potenziale des Harzes erkennen, sichern und ausbauen! 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/1614 
 
Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und 
der Grünen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP schloss er sich der 
Beschlussempfehlung des - federführenden - Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr an, den Antrag abzulehnen.  

  
5. Kleine Betriebe nicht weiter belasten - keine Gebührenfinanzierung bei der 

Lebensmittelüberwachung 
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/1210 
 
Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und 
der Grünen und gegen die Stimmen der Fraktion der FDP-Fraktion - bei Stimmenthaltung 
der CDU-Fraktion - schloss er sich der Beschlussempfehlung des - federführenden - 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung 
an, den Antrag abzulehnen.  

  
 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1001-1500/17-1259.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1501-2000/17-1561.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1501-2000/17-1673.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1501-2000/17-1614.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1001-1500/17-1210.pdf
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6. Hochschulstandort Niedersachsen stärken - BAföG-Mittel im Hochschulbereich 

belassen! 
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/1625 
 
Der Ausschuss führte die Mitberatung durch. Mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und 
der Grünen gegen die Stimmen der Fraktion der CDU - bei Stimmenthaltung der Fraktion 
der FDP - schloss er sich der Beschlussempfehlung des - federführenden - Ausschusses 
für Wissenschaft und Kultur an, den Antrag abzulehnen.  

  
7. Veräußerung von Grundstücken des Allgemeinen Hannoverschen Klosterfonds 

(AHK) an die Firma Osnabrücker Land-Entwicklungsgesellschaft (oleg) mbH, an der 
der Landkreis Osnabrück beteiligt ist 
Antrag der Landesregierung - Drs. 17/1715 
 
Der Ausschuss führte die Beratung durch. Einstimmig empfahl er dem Landtag, den Antrag 
anzunehmen.  

  
8. Energiemanagement effizient gestalten - Contracting-Modelle in Niedersachsen 

weiterentwickeln und stärker voranbringen 
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/1624 
 
dazu: Vorlage 111 
 
Der Ausschuss kam auf eine Bitte der Fraktionen von SPD und Grünen überein, die 
abschließende Beratung des Antrags zurückzustellen, bis der von den Koalitionsfraktionen 
angekündigte Änderungsantrag zu dem Antrag vorliegt.  

  
9. Fortsetzung der von der CDU-Fraktion mit Schreiben vom 16. Juni 2014 beantragten 

Unterrichtung durch die Landesregierung über die laut der Presseberichterstattung 
verfallenen Kreditermächtigungen in Höhe von 431 Millionen Euro 
 
Der Ausschuss nahm die Fortsetzung der Unterrichtung entgegen und führte darüber eine 
Aussprache. 

  
10. Finanztransaktionssteuer einführen - Initiative für Verstärkte Zusammenarbeit ist 

erster konkreter Schritt für eine globale Umsetzung 
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/1328 
 
Der Ausschuss schloss die Beratung ab. Mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, der 
Grünen und der CDU gegen die Stimmen der Fraktion der FDP empfahl er dem Landtag, 
den Antrag in der Fassung eines Änderungsvorschlags der Fraktionen der CDU, der SPD 
und der Grünen anzunehmen.  

  
11. Vorlagen 

 
Der Ausschuss behandelte drei Vorlagen. 

Vertraulicher Sitzungsteil 

12. Vorlage 112 
 
Der Ausschuss behandelte die Vorlage. 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1501-2000/17-1625.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1501-2000/17-1715.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1501-2000/17-1624.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/1001-1500/17-1328.pdf

